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2_AZR_3J6/60
Sa 854/59 III Bayern 

(München)

Verkündet 
am 23. Februar 1961
gez» Hoffmann, 
Angestellter 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 23. Februar 1961 durch den 
Senatspräsidenten Br. Müller, die Bundesrichter Schilgen 
und Br» Meier-Scherling sowie die Bundesarbeitsrichter 
Br. Göbel und Wendel für Recht erkannt}

Bie Revision des Klägers gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Bayern in 
München vom 9. Juni I960 - Sa 854/59 III - 
wird auf Kosten des Klägers zurückgewiesen.
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Tatbestand^

Der 1910 geborene Kläger war vom 1. April 1948 an 
Chefarzt der Inneren Abteilung des Städtischen Kranken­
hauses in T ; sein Vertragsverhältnis war nur aus
wichtigem Grunde kündbar.

In den Jahren 1956 und 1957 war der Kläger medika- 
mentensüchtig (Acedicon). Er verschaffte sich die Mittel 
u.a. dadurch, daß er Schwestern des Krankenhauses Mittel 
verschrieb und dadurch die Mittel auf Kosten der Orts­
krankenkasse bezog. Er wurde deshalb durch rechtskräftig 
gewordenen Strafbefehl des Amtsgerichts T vom
14. September 1959 zu einer Geldstrafe von 300 DM wegen 
fortgesetzten Vergehens gegen das Betäubungsmittelgesetz 
in Tateinheit mit Vergehen des fortgesetzten Betruges ver­
urteilt. Das Berufsgericht für Heilberufe beim Oberlandes­
gericht in M verurteilte ihn am 11. Januar 1958
wegen säumiger Bearbeitung der ihm übertragenen Gutachten 
zu einer Geldbuße von 200 DM. Die Regierung von 0 
teilte der beklagten Stadtgemeinde unter dem 26. Februar 
1958 mit, -daß der Kläger als Leiter der Inneren Abteilung 
des Städt.Krankenhauses in T nicht mehr tragbar
erscheine und der Beklagten daher angeraten werde, das Er­
forderliche zu veranlassen. Die Beklagte beriet in mehreren 
Versammlungen des Stadtratskollegiums, so unter dem 30. Ja­
nuar 1958, 14. Februar 1958 und 23* April 1958, wie sie 
gegen den Kläger Vorgehen solle. Man beschloß, den Kläger 
noch nicht zu entlassen, sondern mit Rücksicht darauf, daß 
der Kläger sich gebessert habe und sein Medikamentenmiß- 
brauch zurückgegangen sei, ihn unter strengeren Bedingungen 
zu behalten. Es kam demgemäss zwischen den Parteien am 
5. Mai 1958 zu folgender Vereinbarung!

"1. Herr Dr. D verpflichtet sich, auf die Dauer 
von 2 Jahren sich jederzeit auf Anforderung des 
Oberbürgermeisters oder in dessen Abwesenheit 
des 2. Bürgermeisters sofort jeder gewünschten 
Untersuchung in jeder Richtung und mit allen 
wissenschaftlichen Hilfsmitteln zu unterziehen.
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2. Herr Dr. D verpflichtet sich, den Dienst
im P L H täglich spätestens
8 Uhr vormittags zu beginnen und durch ent­
sprechende Zeiteinteilung einen reibungslosen 
Ablauf des Dienstbetriebes zu garantieren, 
sowie eine gleichmässige Betreuung der Patien­
ten aller Klassen sicherzustellen und dies 
auch durch regelmässige Visiten nach außen 
sichtbar werden zu lassen.

3. Herr Dr. D verpflichtet sich, die Berichte 
an die einweisenden Arzte ungesäumt und die 
Gutachten laufend und binnen kürzest möglicher 
Frist zu erstellen oder durch seine ärztlichen 
Mitarbeiter erstellten zu lassen.

4. Jeder festgestellte Medikamentenmißbrauch
berechtigt die Stadt T zur sofortigen
fristlosen Beendigung des Vertragsverhält­
nisses, desgleichen die Störung des Dienstbe­
triebes durch Verstöße gegen Ziffer 2 und 3.

5. Herr Dr. D erkennt jeden wesentlichen Ver­
stoß gegen diese Zusicherungen auch selbst als 
Grund für die sofortige fristlose Beendigung 
des Vertragsverhältnisses an.

6. Diese Vereinbarung hindert die Stadt T 
nicht, die bisher aufgekommenen Einwände 
gegen Herrn Dr. D bei weiteren Beanstan­
dungen auch in Zukunft geltend zu machen.
Herr Dr. D verpflichtet sich, die Einrede 
der Verjährung oder Verwirkung nicht geltend 
zu machen."

Der Kläger war nun weiterhin bei der Beklagten tätig 
und hat auch bis Ende des Jahres 1958 seine Pflichten als 
Stationsarzt wieder ordnungsgemäß erfüllt.

Dann kam es aber wieder zu Beanstandungen. Am 22. Ja­
nuar 1959 holte der leitende Frauenarzt des Krankenhauses 
Dr. K den Kläger zu einem Konsilium zu einer schwer 
kranken Frau. Dr. K berichtete der Beklagten, bei
diesem Konsilium den Eindruck gewonnen zu haben, daß der 
Kläger wieder süchtig geworden sei.

Auf Grund dieser Mitteilung wurde der Kläger am 
24. Januar 1959 vom Dienst suspendiert. Am 9. April 1959 
beschloß der Stadtrat der Beklagten, das Vertragsverhältnis 
aus wichtigem Grunde zu' kündigen und mit sofortiger Wirkung 
zu lösen. Aus sozialen Gründen erklärte sich jedoch der
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Stadtrat bereit, den Vollzug der fristlosen Entlassung bis 
zum 30. Juni 1959 aufzuschieben. Dies teilte die Beklagte dem 
Kläger z.Hd. seines Prozeßbevollmächtigten mit Schreiben vom 
14. April 1959, dem Kläger zugegangen am 22. April 1959, wie 
folgt mit:

"Die weit überwiegende Mehrheit des Stadtrats hat 
die Auffassung vertreten, daß der Stadt T 
die Aufrechterhaltung des Vertragsverhältnisses 
mit Herrn Dr. D nicht mehr zuzumuten sei, ob 
nun die seit Jahren bestehenden Beanstandungen 
und die Erscheinungsbilder wie diejenigen vom 
22.1.1959 selbstverschuldete Folgeerscheinungen 
eines Medikamentenmißbrauches darstellten oder 
auf andere Ursachen zurückzuführen sein sollten.
Nach Ansicht des Stadtrates kann die Stadt unmög­
lich die Gefahr auf sich nehmen, daß Herr Dr.D 
in Situationen, wie diejenige vom 22.1.1959, Fehl­
diagnosen stellt oder falsche Medikamente verordnet 
oder sonstige Fehler begeht. Da eine ganze Reihe 
praktischer Ärzte auf Grund eigener Beobachtung 
das Vertrauen zu Herrn Dr. D verloren hat, wie 
auch in der Öffentlichkeit ein beachtlicher Ver­
trauensschwund festzustellen ist, ist dem Ver­
tragsverhältnis zwischen Stadt und Herrn Dr.D 
nach Ansicht des Stadtrates die wesentlichste Grund­
lage gerade eines Chefarztvertrages, das Vertrauen, 
entzogen.
Im Hinblick auf die Entwicklung des Falles, die 
Vielzahl und das Gewicht der in den letzten Jahren 
bis heute aufgetretenen Beanstandungen mit Rück­
sicht auf die weitgehende Verminderung des Ver­
trauens der Ärzteschaft und der Bevölkerung und 
wegen der Unmöglichkeit, die Haftung und Verant­
wortung für die Chefarzttätigkeit des Herrn Dr.D 
zu übernehmen, beschloß der Stadtrat, das Ver­
tragsverhältnis mit Herrn Dr. D aus wichtigem 
Grunde zu kündigen und mit sofortiger Wirksamkeit 
zu lösen. Aus sozialen Gründen erklärt sich der 
Stadtrat bereit, den Vollzug der fristlosen Ent­
lassung bis spätestens 30.6.1959 aufzuschieben.
xch bitte, dies Ihrem Mandanten, Herrn Dr.D , 
zu übermitteln und lege für ihn Abdruck bei."
Gegen diese Kündigung erhob der Kläger am 28. April 

1959 Klage beim Arbeitsgericht R , Zweigstelle/:
T , mit dem Anträge,
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ö

festzustellen, daß das Arbeitsverhältnis bei 
der Beklagten durch die Kündigung der Beklagten 
vom 14. April 1959 nicht aufgelöst sei.
Bas Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen.
Bas landesarbeitsgericht hat die Berufung des Klä­

gers zurückgewiesen.
Gegen dieses Urteil hat der Kläger Revision einge­

legt, mit der er seinen Klageantrag weiter verfolgt.

Entscheidungsgründe:

Bie Revision ist unbegründet.
Bie Beklagte hat die am 22. April 1959 dem Kläger 

zugegangene Kündigung als eine außerordentliche Kündigung 
aus wichtigem Grunde ausgesprochen. Bas Landesarbeitsge­
richt hat die Berechtigung der Kündigung anerkannt. Ben 
wichtigen Grund hat es in dem Gesamtverhalten des Klägers 
am 22. Januar 1959 gesehen, zu dessen Unterstützung das 
Landesarbeitsgericht noch die Vorfälle aus der Zeit vor 
dem 5. Mai 1958 herangezogen hat.

Sowohl die Feststellungen wie die Wertungen des 
Landesarbeitsgerichts halten den Angriffen der Revision 
stand.
1. Auf Grund der Aussagen der Ärzte Br. K , Br.
F , Br. B und Br. H ist das Landesarbeits­
gericht zu der Überzeugung gelangt, daß der Kläger wie­
der süchtig geworden und auf Grund seines Zustandes nicht 
zur ärztlichen Versorgung der zu behandelnden Patienten 
in der Lage gewesen ist.

Bie Revision rügt, zu einer solchen Feststellung 
habe das Landesarbeitsgericht nicht ohne Hinzuziehung 
eines Sachverständigen kommen dürfen. Biese Rüge greift 
nicht durch.

Gemäß § 144 ZPO liegt es im freien Ermessen des Ge­
richts, ob es Sachverständige zuzieht oder nicht. Von 
diesem Ermessen hat das Landesarbeitsgericht keinen

6

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


6

fehlerhaften Gebrauch gemacht, wenn es einen Sachverstän­
digen nicht hörte. Das Landesarbeitsgericht hat vier Arzte, 
Dr. K , Dr. F , Dr. D und Dr. H , ver­
nommen. Diese haben, wie das Landesarbeitsgericht festge­
stellt hat, bekundet, es sei mit dem Kläger von Beginn des 
Jahres 1959 an wieder bergab gegangen und zwar rapide; er 
sei in seinem Wortschwall nur schwer abzubremsen gewesen, 
er habe nach Worten und Begriffen suchen müssen, die ihm 
sonst geläufig gewesen seien. Die Arztberichte seien wieder 
verwaschen geworden, die sonst deutliche Unterschrift des 
Klägers habe sich Zusehens zur Unleserlichkeit verändert.
Der Kläger habe bei dem Konsilium vom 22. Januar 1959» wenn­
gleich nicht nach Alkohol riechend, doch den Eindruck eines 
schwer Betrunkenen gemacht; er habe schwere Gang- und Sprach­
störungen aufgewiesen; er habe derart lallend gesprochen, 
daß er zeitweilig überhaupt nicht habe verstanden werden 
können; er habe nicht den nötigen Ernst für die Situation 
der Patientin aufzubringen vermocht. Der Kläger habe den 
Blutdruck der Patientin an dem Arm, an dem die Manschette 
nicht befestigt war, zu messen versucht und}den Fehler gar 
nicht merkend, noch geäußert, der Blutdruck sei so weit ab­
gesunken, daß er nicht mehr meßbar sei. Br habe die Vene 
der Patientin trotz mehrfacher Versuche immer wieder ver­
fehlt, die der ihn dann ablösende Assistenzarzt sofort ge­
funden habe. Der Zeuge Dr. K hat auf Grund seiner
früher mit dem Kläger gemachten Erfahrungen angenommen, 
daß der Zustand des Klägers wieder auf das Einnehmen eines 
Präparats mit Barbitursäure oder ähnlichen Bestandteilen 
zurückzuführen sei. Wenn auf Grund solcher Aussagen medi­
zinisch gebildeter Zeugen das Gericht dann ohne Hinzuzie­
hung eines Sachverständigen die erneut eingetretene Süch­
tigkeit des Klägers festgestellt hat, so liegt hierin kein 
Verstoß gegen § 144 ZPO.

Wenn die Revision dem Landesarbeitsgericht weiter vor­
wirft, die Beweise für die Behauptung des Klägers, er sei am
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Tage des Konsiliums von 8 Uhr früh bis 20 Uhr abends mit 
kurzer Mittagsunterbrechung ärztlich tätig gewesen, nicht 
erhoben zu haben, so greift auch diese Rüge nicht durch» 
Zwar könnte vielleicht das Versehen des Klägers bei der 
Injektion und beim Blutdruckmessen auf die Folge einer 
Übermüdung zurückzuführen sein, aber nach aller Erfahrung 
doch nicht die zahlreichen anderen Anzeichen, aus denen 
die Ärzte und ihnen folgend das Landesarbeitsgericht 
fehlerfrei eine erneut eingetretene Süchtigkeit des Klä­
gers gefolgert haben.
2. Ist hiernach von den Feststellungen des Landesarbeits­
gerichts auszugehen, daß der Kläger Anfang 1959 wieder 
süchtig geworden war, so ist die Bejahung eines wichtigen 
Grundes zur außerordentlichen Kündigung rechtlich nicht zu 
beanstanden. Bas Landesarbeitsgericht hat den Begriff des 
wichtigen Grundes nicht verkannt, wenn es meint, es sei 
nicht zu verantworten, einem süchtigen Arzt die Betreuung 
der Patienten einer Krankenhausabteilung zu überlassen.
Aus dem Gesamtinhalt des Schreibens der Beklagten vom 
14. April 1959 ist auch eindeutig zu entnehmen, daß die 
Beklagte selbst die von ihr ausgesprochene Kündigung maß-, 
geblich auf das Erscheinungsbild des Klägers stützt, wie 
es sich in dem Vorfall vom 22. Januar 1959 manifestierte.

Baß sich der im Kündigungsschreiben vom 14» April 1959 
u.a. von der Beklagten gegen den Kläger erhobene Vorwurf, 
eine Fehldiagnose gestellt und falsche Medikamente verordnet 
zu haben, nicht voll bewahrheitet hat, ist entgegen den Aus- 
führungen der Revision unerheblich. Benn die Kündigung ist 
auf das Gesamtverhalten des Klägers vom 22. Januar 1959 so­
wie den - nicht bestrittenen - VertrauensSchwund in der 
Ärzteschaft und in der Bevölkerung gestützt, übrigens nicht, 
entgegen der Meinung der Revision, auf Redeschwall, Suchen 
nach Begriffen, verwaschenen Berichten und unleserlicher 
Handschrift als eigenen Gründen. Ist aber das Gesamt­
verhalten vom 22. Januar 1959 maßgeblich, kommt es nicht 
darauf an, daß ein sonst tüchtiger Arzt auch einmal die
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Vene verfehlen kann. Entscheidend ist, daß der Kläger wieder 
süchtig geworden und sich deswegen beim Konsilium vom 22. 
Januar 1959 als zur Behandlung ungeeignet erwiesen hat.

Bas Landesarbeitsgericht hat auch die gemäß § 626 BGB 
erforderliche Gesamtabwägung der beiderseitigen Interessen 
vorgenommen. Es hat auf der einen Seite die 11jährige Tätig­
keit des Klägers bei der Beklagten, seine grundsätzliche Un- 
kündbarkeit sowie seine Familienverhältnisse und die für ihn 
bestehende Schwierigkeit, sich eine neue Existenz aufzubauen, 
berücksichtigt, auf der anderen Seite aber auch die Pflicht 
der Beklagten in Betracht gezogen, für die Patienten einzu- 
stehen, die sich im Vertrauen auf eine ordnungsmässige Be­
handlung ins Städtische Krankenhaus begeben haben. Baß es 
dann bei der Süchtigkeit des Klägers die Sicherheit der 
Patienten hat den Ausschlag für die fristlose Kündigung 
geben lassen, ist nur gerechtfertigt.

Mit Recht hat das Landesarbeitsgericht bei seiner Ge­
samtwertung unterstützend auch die Vorgänge mit berücksich­
tigt, die sich vor dem 5. Mai 1958 ereignet haben, die da­
malige Süchtigkeit des Klägers und seine damalige Nachläs­
sigkeit in der Arbeit, insbesondere bei der Erstattung von 
Gutachten. Babei zieht es- den Strafbefehl gegen den Kläger 
vom 14. September 1959, ebenso wie übrigens.die Entschei­
dung des Berufsgerichts für Heilberufe vom 11. Januar 1958, 
nicht als besondere Kündigungsgründe, sondern nur zur Er­
härtung der auch schon sonst feststehenden damaligen Süch­
tigkeit und der damaligen Nachlässigkeit des.Klägers heran.
In der Vereinbarung der Parteien vom 5« Mai 1958 ist aus­
drücklich vorgesehen, daß bei zukünftigen Beanstandungen 
die Beklagte auch auf die früheren Vorkommnisse zurück­
greifen dürfe. Bie Bedenken, die die Revision gegen die 
Gültigkeit dieser Vereinbarung anmeldet, greifen nicht durch. 
Biese Vereinbarung verstößt insbesondere nicht gegen § 225 
BGB. Es soll durch diese Vereinbarung gar nicht die Ver­
jährung einer der Verjährung.unterworfenen Forderung ver­
längert werden, was rechtlich nicht zulässig ist; vielmehr 
soll, wie sich aus dem Gesamtinhalt der Vereinbarung ein-
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deutig ergibt, nur der Beklagten offenstehen, bei künf­
tigen weiteren Beanstandungen zur Unterstützung ihrer 
etwaigen Kündigung auch auf die früheren Vorfälle zurück­
zugreifen. Bas ist, auch wenn es nicht besonders verein-. 
hart worden wäre, ohnehin rechtens (siehe BAG in AP Nr.11 
zu § 626 BGB). Da am 22. Januar 1959 bei dem Kläger wieder­
um Dinge zu Tage traten, die sich auch schon früher ereig­
neten, nämlich seine Süchtigkeit, müssen diese früheren 
Vorfälle ebenfalls herangezogen werden, wenn nicht das 
Peld der Interessenabwägung zum Nachteil einer Partei 
verkürzt werden soll.

Das Landesarbeitsgericht hat somit zu Recht auf 
Grund des von ihm festgestellten Sachverhalts einen wich­
tigen Grund zur außerordentlichen Kündigung gegenüber dem 
Kläger bejaht.

Die Rüge der Revision, das Landesarbeitsgericht 
hätte die Beklagte zu weiterem Vorbringen und weiteren 
Beweisantritten anregen sollen, greift nicht durch, da 
bereits der festgestellte Sachstoff erschöpfend einen 
Grund zur außerordentlichen Kündigung darstellt und so­
mit zur Entscheidung ausreicht.

Daß die Beklagte den Kläger nicht sofort entlassen, 
sondern zunächst nur suspendiert und ihn dann erst nach 
einer Aufklärung entlassen und ihm auch noch eine Schon­
frist bis 30. Juni 1959 eingeräumt hat, beeinträchtigt 
ihr Recht zur außerordentlichen Kündigung nicht (vgl. BAG 
in AP Nr. 31 und 39 zu § 626 BGB)»

gez. Dr. Müller Schilgen Dr. Meier-Scherling 
Dr. Göbel Wendel
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